
konto bei der Beklagten vorhanden sein mußte. Ent­
scheidend für die Auslegung der Erklärung kann jedoch 
nicht die im Einzelfall gewählte Buchungsmethode sein, 
sondern die in ihrer Bedeutung strittige Erklärung der 
Klägerin muß nach allgemeinen Gesichtspunkten so 
ausgelegt werden, wie sie nach den im Handelsverkehr 
geltenden Gewohnheiten und Gebräuchen verstanden 
werden mußte. Dabei muß es sich die Klägerin gefal­
len lassen, daß ihre Erklärung von der Beklagten so 
verstanden wurde, wie sie nach Treu und Glauben ob­
jektiv zu verstehen war, mag sie auch in einem ande­
ren Sinn gemeint gewesen sein ...

Der zu den Akten überreichte Schriftwechsel läßt er­
kennen, daß nach der mit Postkarte vom 18. November 
1948 erfolgten Ablehnung des am 12. November 1948 
geltend gemachten Anspruchs auf Nachzahlung der ab­
gewerteten Pfandgelddifferenz die Klägerin schriftlich 
keine weiteren Ansprüche erhoben hat. Nach dem 
mündlichen Vortrag der Klägerin in der Schieds­
gerichtsverhandlung vom 3. Mai ist diese aber bei der 
Beklagten wegen der Abwertungsdifferenz wiederholt 
mündlich und fernmündlich vorstellig geworden. Die 
Beklagte bestätigt, daß dieserhalb laufende Bemühun­
gen der Klägerin zu verzeichnen waren, und gibt an, 
gerade deshalb bei der telefonisch getroffenen Verein­
barung, der Klägerin gegen deren Verzicht auf das 
Pfandgeld die zwölf Leihfässer endgültig zu überlassen, 
von der Annahme ausgegangen zu sein, daß hiermit 
sämtliche schwebenden Ansprüche bereinigt würden. 
Bei dem engen wirtschaftlichen und rechtlichen Zu­
sammenhang, der allgemein zwischen Faßleihe und 
Pfandgeld besteht, war angesichts der erwähnten Dif­
ferenzen zwischen den Parteien wegen der Pfandgeld­
abwertung diese Annahme durchaus naheliegend. Nach 
kaufmännischen Gepflogenheiten hätte die Klägerin, 
wenn sie hinsichtlich der abgewerteten Pfandgeld­
beträge noch weitere Ansprüche erheben bzw. die 
mündlich verschiedentlich vorgebrachten Ansprüche 
aufrechterhalten wollte, dieses in der Bestätigung vom 
4. Mai 1949 betonen müssen...

Die Streitigkeiten wegen der Pfandgelddifferenz ste­
hen tatsächlich in engem Zusammenhang mit der Faß­
leihe; zur Bestätigung lediglich der Übernahme der 
zwölf Marmeladenfässer wäre der letzte Satz der Post­
karte vom 4. Mai „Mein Faßkonto betrachte ich somit 
als ausgeglichen“ nicht notwendig gewesen. Gerade im 
Hinblick auf die persönliche Unterredung wegen der 
streitigen Pfandgelddifferenz mußte die Beklagte nach 
den im Geschäftsverkehr üblichen Gepflogenheiten an­
nehmen, daß mit der Vereinbarung, das Faßkonto als 
ausgeglichen zu betrachten, auch die Ansprüche bezüg­
lich des mit der Faßleihe in engstem Zusammenhang 
stehenden Pfandgeldes ausgeglichen sein sollten. Bei 
objektiver Würdigung aller äußeren Umstände, unter 
denen die Vereinbarung getroffen wurde, muß die Klä­
gerin daher die Erklärung vom 4. Mai in diesem Sinne 
gegen sich gelten lassen; Dissens scheidet insofern aus. 
Somit gelangt das Schiedsgericht zu dem Ergebnis, daß 
auf Grund der zwischen den Parteien am 4. Mai ge­
troffenen Vereinbarungen ein Anspruch auf Zahlung 
in Höhe von 405,— DM nicht gegeben ist.

III
Obwohl die zur Aufrechnung gestellte Gegenforde­

rung insofern nicht Gegenstand des Rechtsstreits ist, 
als sie nicht im Wege der Widerklage geltend gemacht 
wurde, nimmt das Schiedsgericht, um spätere Differen­
zen dieserhalb zwischen den Parteien zu vermeiden, 
auch zu dem Gegenanspruch wie folgt Stellung:

Ein Anspruch für die am 31. Mai 1947 rückständigen 
und nicht innerhalb der 4-Wochen-Frist der Anord­
nung M 1/47 zurückgegebenen 20 Fässer besteht nicht. 
Zwar ist die Anordnung M 1/47 am 26. Mai 1947 in 
Kraft getreten und hat nach ständiger Rechtsprechung 
des Schiedsgerichts mit ihrem Inkrafttreten die 
4-Wochen-Frist auch für die bereits vorher verliehenen 
Fässer in Gang gesetzt, so daß also für diese 20 nicht 
termingemäß zurückgegebenen Fässer der Anspruch auf 
das Zwangsgeld der Anordnung M 1/47 an sich gegeben 
war. Jedoch muß diese Forderung als verwirkt bezeich­
net werden, da die Beklagte niemals geltend gemacht 
hat, daß sie Anspruch auf das Zwangsgeld der Anord­
nung M 1/47 erhebt. Spätestens bei Rücklieferung die­

ser Fässer im Juli 1947 bzw. Juli, August, September 
1948 hätte die Beklagte diese Forderung geltend 
machen müssen. Es widerspricht Treu und Glauben 
und den Gepflogenheiten des redlichen Geschäftsver­
kehrs, über zwei Jahre nach der Rückgabe des Leer­
guts den Anspruch auf Zwangsgelder zu erheben.

Das gleiche trifft hinsichtlich der neun am Wäh­
rungsstichtage rückständigen Fässer zu. Für vier Fäs­
ser war die Rückgabefrist zwar erst am 25. Juni 1948, 
also nach dem Währungsstichtage, abgelaufen, so daß 
für diese Fässer eine Abwertung aus dem Gesichts­
punkt des Verzugsschadensersatzes nicht in Betracht 
kommt. Doch ist die 4-Wochen-Frist der Anordnung 
M 1/47 nicht gewahrt. Die Geltendmachung von 
Zwangsgeldem für diese vier sowie die restlichen fünf 
Fässer hätte jedoch gleichfalls bei Rücklieferung erfol­
gen müssen und kann, da gegen Treu und Glauben 
verstoßend und den Gepflogenheiten des redlichen Ge­
schäftsverkehrs nicht entsprechend, nicht noch fast ein 
Jahr nach Rücklieferung erfolgen. Erst recht trifft die­
ser Gesichtspunkt auf den Zwangsgeldanspruch für die 
auf Grund der Vereinbarung vom 4. Mai 1949 schließ­
lich von der Klägerin übernommen zwölf Leihfässer 
zu. Erscheint somit die nachträgliche Forderung nach 
Zwangsgeldem als eine gegen Treu und Glauben ver­
stoßende und daher unzulässige Rechtsausübung, so 
braucht auf die von der Klägerin zur Entschuldigung 
ihrer Fristversäumnis angeführten Gründe, die übri­
gens nicht hätten anerkannt werden können, im ein­
zelnen nicht eingegangen zu werden.

IV
Die Entscheidung über die Tragung der Kosten des 

Schiedsgerichts beruht auf § 23 der Schiedsgerichtsord­
nung der Industrie- und Handelskammer Land 
Brandenburg.

Bei der Verteilung der außergerichtlichen Kosten hat 
sich das Schiedsgericht von dem Gedanken leiten lassen, 
daß nach Lage der Dinge und im Hinblick darauf, daß 
ohne die streitig gewesene Vereinbarung zwischen den 
Parteien die Abwertungsdifferenz für 4 Fässer von 
der Beklagten hätte voll erstattet werden müssen (da 
ein Anspruch auf das Zwangsgeld von je 39 DM nach 
der AO M1/47 nicht gestellt war), die Auferlegung 
auch der außergerichtlichen Kosten der Beklagten auf 
die Klägerin eine Härte dargestellt hätte. Im Gegen­
satz zu dem ordentlichen Gerichtsverfahren ist das 
Schiedsgericht in der Verteilung der entstandenen 
Kosten völlig frei (vgl. Baumbach ZPO, 14. Auflage, 
Arm. 1 C zu § 1040). Nach § 15 Abs. 1 S. 2 der Schieds­
gerichtsordnung der Kammer werden die Kosten für 
Prozeßvertreter nicht erstattet. Das Schiedsgericht be­
stimmt nach § 23 Abs. 2 S. 3 auch hinsichtlich der nicht 
unter § 15 Abs. 2 S. 3 fallenden außergerichtlichen 
Kosten nach freiem Ermessen, wieweit sie der ob­
siegenden Partei zu erstatten sind. Die Aufhebung der 
außergerichtlichen Kosten gegeneinander war daher 
trotz Abweisung der Klage angemessen und recht­
lich zulässig.

A n m e r k u n g :
Die Entscheidung des Taraschiedsgerichts in P. wirft 

eine Reihe interessanter Probleme auf:
1. Der Ansicht des Schiedsgerichts, daß seine Zu­

ständigkeit für alle Leihverpackungsstreitigkeiten 
gegeben sei, auch wenn es sich um Ansprüche handelt, 
die in der Verordnung der Deutschen Verwaltung für 
Handel und Versorgung betreffend Sicherstellung der 
Rückgabe von Verpackungsmitteln für Betriebe der 
Lebensmittelindustrie nicht ausdrücklich behandelt 
sind, kann nicht beigetreten werden. Die maßgeben­
den Zuständigkeitsvorschriften, nämlich der § 10 der 
erwähnten Verordnung und der § 10 der AO der 
DWK vom 27. Januar 1949 über die Rückgabe von 
Verpackungsmitteln sprechen nur von Streitigkeiten, 
die sich aus der Anwendung dieser beiden Vorschrif­
ten selbst ergeben. Sie geben keinen Anhaltspunkt 
für eine weitere Ausdehnung der Zuständigkeit des 
Taraschiedsgerichts. Die Erwägungen des Schieds­
gerichts, daß es zweckmäßig sei, die Beurteilung aller 
geschäftlichen Maßnahmen, die im Zusammenhang 
mit der Überlassung und der Rücklieferung von Leih­
verpackungsmaterial getroffen werden, in die Hände
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